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22     
                                                    5/2006-Bi 

 
 

Verhandlungsschrift  
 
 
 

über die öffentliche 
Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 5. Oktober 2006  
   
Tagungsort:         Rathaussaal         
 
Beginn:            19.00 Uhr 
 
 
 
A n w e s e n d e : 
 
 
ÖVP-Fraktion: 
 
     1.   Bürgermeister   Mag. Reiter Johann als Vorsitzender 
   2.   Vizebgm.      Johann Schachl 
   3.   GV.         Maria Ehrnleitner    
     4.   GV.         Stefan Gaisbichler 
   5.   GR.         Franz Emeder 
   6.   GR.         Franz Loidl  
     7.   GR.         Mag.Dr. Bernhard Roither 
   8.   GR.         Franz Huber 
    9.   GR.         Peter Wechselauer   
  10.   GR.         Thomas Ebetsberger 
  11.   GR.         Dr. Oskar Vogel  
 12.   GR.         Mag. Herbert Dachs-Machatschek 

13.   EG.         Ing. Mayrhofer Harald   
 
 
   
SPÖ-Fraktion: 
 
   14.   EG .         Ernst Petkowitsch 

15.   GV.         Ing. Kurt Berger 
16.   EG.         Mayr Johann 
17.   GR.         Stallinger Rudolf   
18.    GR.              Ulrike Berger 
19.   GV.         Gerald Mayrhofer 
20.   GR.         Husly Irene 

 21.   GR.         Stockinger Rudolf   
22.   GR.         Ing. Karl Födinger 
23.   GR.         Kritzinger Herbert 

 24.   GR.          Josef Püringer  
   25.      GR.         Herbert Aigner 
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FPÖ-Fraktion: 
 
 26.   GR.          Ing. Heinz Hackl 
 27.   GR.         Mag. Erich Kaniak  
   28.      GR .         Walter Liehmann    
  
 
GRÜNE-Fraktion: 
 

29.   GR.         Wolfgang Vogel 
30.   GR.         Dipl.-Ing. Harald Huber  
31.   GR.         Mag. Bernadete Märzinger 

 
 
 
Der stellvertretende Leiter des Gemeindeamtes:   Manfred Binder    
 
 
Frau Husly kommt um 19.30 Uhr zur Sitzung  und nimmt erstmals ab dem TOP 13 an der 
Abstimmung teil. 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a) die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b) die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 

die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 20.9.2006 öffentlich kundgemacht 
wurde;  

 
c)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
d)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 13.9.2006 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
e) Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter-Stv.Manfred Binder bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV.Stefan Gaisbichler 
  

Für die SPÖ-Fraktion:      GV.Gerald Mayrhofer     
 
 Für die FPÖ-Fraktion:         GR Ing. Hackl 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
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T a g e s o r d n u n g  
 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
Die vorläufige Endabrechnung des Neubauprojektes Kindergarten/Krabbelstube/Musikheim ist mit 
einer Kostenunterschreitung von ca. € 25.000,-- fertig und wurde den Förderstellen des Landes zur 
Genehmigung vorgelegt.  
 
Landesgeld für Seewalchen: € 350.- aus dem Ressort LR Ackerl für den Ferienspaß; € 8.120.- aus 
dem Ressort LHStv.  Haider  für  den  geplanten  Gehsteigbau  in der  Hauptstraße im Bereich GH 
Stallinger; € 30.000.- BZ aus dem Ressort LR Stockinger für den Straßenbau. 
 
Bei der Neuwahl der Jagd- und Wildschadenskommission in der Gemeinde Seewalchen wurden 
Franz Loidl als Obmann und Jakob Moser als Stellvertreter gewählt. 
 
Die Gemeinde Gampern hat am 21.9. mehrheitlich beschlossen, der LEADER-Region Attersee-
Attergau beizutreten. Gampern ist somit die 12. REGATTA-Gemeinde. 
 
Der Ball der OÖ ist abgerechnet. Für Seewalchen ergab sich eine Rückzahlung von € 332,-- 
 
Am 29.8. fand die Grundeinlöseverhandlung betreffend Gehsteig Stallinger statt. Fam. Idlhammer 
stellt keinen Grund zur Verfügung. Die Familien Mayer und Stallinger sind einverstanden.  
 
Ende August wurden die Bauverhandlungen für den Raiba-Neubau am Astecker-Areal und für den 
BILLA-Neubau am Aigner-Areal abgehalten. Die Abbrucharbeiten am Astecker-Gebäude sind bereits 
im Gang.  
 
Auf Vorschlag des Gemeindevorstandes wurde im Rahmen der notwendigen Güterweg- und 
Ortschaftswegesanierungen der Winterschäden mit Spritzdecken aus Budgetgründen nur der 
Güterweg Reichersberg saniert. Die vorhandenen Splittreste werden demnächst maschinell 
abgekehrt bzw. abgesaugt 
 
Die schon bei der Ruder-Junioren-WM im August in Amsterdam sehr erfolgreichen Ruder-Mädchen 
des RVS Agnes Sperrer und Lisa Farthofer waren auch bei der Staatsmeisterschaft im September in 
Ottensheim siegreich und holten die Junioren-Titel für Seewalchen. Erfolgreich waren vor Kurzem 
auch andere Seewalchner Sportler wie z.B. Rüdiger Jahnel (3. beim Mountainbike Weltcuprennen) 
und Jessica Aigner in der Leichtathletik. 
 
Das Haus Hawle in Buchberg, das im Mittelpunkt jahrelanger Rechts- und Amtsverfahren stand, ist 
abgerissen worden. 
 
Bürgermeister Reiter befindet sich von 11.10. bis 31.10. auf einem Reha-Aufenthalt in Aspach und 
wird in dieser Zeit von Vbgm. Hans Schachl vertreten. 
 
Der Gemeindevorstand hat die Aufnahme folgender neuer Bediensteter beschlossen: Ing. Patrick 
Naderhirn aus Seewalchen für das Bauamt (Nachfolge Ernst Gebetsberger); Andreas Ployer aus 
Vöcklamarkt für den Bauhof (Nachfolge Andreas Männer).  
 
Die Kanalbauarbeiten beim BA 11 Hainingerbach wurden von der Firma Teerag-Asdag am 2.10. 
begonnen.  
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Termine: 
 
So. 15.10.: Gemeindeseniorentag, 11 Uhr, Kultursaal 
Do. 19.10.: Gemeindevorstandssitzung, 19 Uhr, SZ 1 
Mi. 25. und Do. 26.10.: Präsentation des REGATTA-Projektes „Zeitreise durch die Geschichte  

des Attergaues“ mit Buchpräsentation in St. Georgen und Vorstellung der 
Grabungsergebnisse der Hügelgraböffnung am Dienstberg, Ausstellung in Baum, Eröffnung 
des Info-Pavillons am Kronberg in Straß, usw. 

So. 5.11.: Martinimarkt, 14 Uhr, Rathausplatz 
 
Zuhörer: 5 
 
Fragestunde - keine Wortmeldung 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1  des Bürgermeisters 6.10.2006 
 
 
Entscheidung über die Berufung der Firma Erwin und Reinhard Müller GbR ,  
gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 14. September 2006 über die 
Erteilung der Baubewilligung zur Errichtung eines Nahversorgungsmarktes  
(BILLA-Markt) auf dem Grundstück Nr. 1824/2, KG Seewalchen 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage 1) vor. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
1.  Kindergartenbudget 

Änderung des GR-Beschlusses zur Einhebung eines Kostenbeitrages zum 
 Kindergartentransport 

 
Bgm.Mag.Johann Reiter: 
In der GRS am 6.7.06 hat der Gemeinderat den Beschluss gefasst, ab dem Kindergartenjahr 2006/07 
pro Kind einen monatlichen Kindergartentransportbeitrag in Höhe von  € 5,-  zuzüglich 10% 
Umsatzsteuer einzuheben. Dieser Beschluss soll nun dahingehend geändert werden, dass Familien 
mit zwei und mehr Kindern die gleichzeitig den Kindergarten besuchen, eine Ermäßigung bekommen. 

 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, aufgrund der einstimmigen Empfehlung des 
Arbeitskreises Finanzen, dass Familien mit 2 Kindern die gleichzeitig den Kindergarten 
besuchen pro Kind  € 4,40 incl. 10% Ust. pro Monat zahlen und für jedes weitere Kind kein 
Transportkostenbeitrag eingehoben wird. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
2.  Prüfungsausschuss 

Kenntnisnahme des Prüfberichtes aus der Sitzung des Prüfungsausschusses vom 27.6.2006 
 

 
Obmann des Prüfungsausschusses Ing. Karl Födinger: 
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Der Prüfungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 27.6.2006 mit der Verwaltung und möglichen 
Verwertung von Gemeindeimmobilien befasst. Dabei wurden verschiedene Liegenschaften der 
Marktgemeinde Seewalchen a.A. nach folgenden Gesichtspunkten bewertet. 
 

a) Beitrag zu notwendigen Gemeindeaufgaben 
b) Direkter u. indirekter Nutzen 
c) Verkehrswert 
d) Öffentliches Interesse 
e) Betreuungsaufwand 

 
Bewertet wurde mit den Bewertungsstufen:  5 – gering  / 10 - mittel  / 15 - hoch   
 
Als Basis für die Bewertung dienen dem Prüfungsausschuss die von der Finanz- und Bauabteilung 
des Amtes vorgelegten Katasterpläne über sämtliche im Besitz der Marktgemeinde Seewalchen a.A. 
befindlichen Liegenschaften. 

 
 
Prüfungsausschuss-Obmann Födinger stellt den Antrag,  

den gegenständlichen Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Födinger gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt die einstimmige Annahme fest.  
 
 
 
3.  Aktive Bodenpolitik 

Abschließen eines Schenkungsvertrages mit Maria u. Fritz Dachs  
 
Bgm.Mag.Reiter: 
Im Jahr 2002 wurde mit den Ehegatten Dachs eine Vereinbarung betreffend Schenkung einiger 
Grundstücke abgeschlossen, die am 9.3.2006 in beiderseitigem Einvernehmen geändert wurde. 
 
Nach Übermittlung des Vertragsentwurfes teilte Herr Dachs mit, dass das Grundstück Nr. 269/1, das 
von der Schenkung betroffen ist, bereits verpachtet wurde. Dieser Pachtvertrag ist mit einem 30-
jährigen Kündigungsverzicht abgeschlossen worden. 
 
Nach einem Gespräch mit den Fraktionsobleuten, dem Bürgermeister und den Ehegatten Dachs 
wurde ein neuer Konsens erzielt, und der Schenkungsvertragsentwurf entsprechend abgeändert. 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, aufgrund der einstimmigen Empfehlung des 
Gemeindevorstandes den vorliegenden Schenkungsvertrag zu beschließen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
4.  Aktive Bodenpolitik 

Abschließen eines Schenkungsvertrages mit Ebetsberger-Neuhofer Gerhard   
 
GR. Ebetsberger erklärt sich zu diesem Tagesordnungspunkt befangen! 
 
 
Bgm.Mag.Reiter 
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Mit Herrn Ebetsberger-Neuhofer Gerhard  wurde eine Vereinbarung betreffend Schenkung 
(Grundabtretung zur Herstellung einer öffentlichen Straße) einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 
262/1, KG Litzlberg abgeschlossen. 
 
Der Vertragsentwurf liegt nunmehr vor und kann beschlossen werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  aufgrund der einstimmigen Empfehlung des 
Gemeindevorstandes den vorliegenden Schenkungsvertrag zu beschließen. 
 
GR.Ebetsberger nimmt Befangenheit für diesen Tagesordnungspunkt wahr und nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
5.  Straßenbau 

Kenntnisnahme der mit der Raiffeisenbank Attersee-Nord und Josef Holzinger abgeschlossenen 
Vereinbarung betreffend Grundtausch, Grundabtretung und Kostenbeteiligung für die Errichtung 
der Entlastungsstraße über das ehem. Aigner-Areal 

 
Bgm.Mag.Reiter 
Im Zuge der Planung bzw. Errichtung der Entlastungsstraße von der Neissingerstrasse über das 
Aigner-Areal war es notwendig, dass Herr Holzinger ein Grundstück in das öffentliche Gut abtritt. Herr 
Holzinger war nur dann dazu bereit, wenn er im Gegenzug ein Ersatzgrundstück vom angrenzenden 
Aignerareal erhält. Die RAIBA Attersee-Nord hat sich bereit erklärt, ein Grundstück mit 
entsprechendem Aufschlag einzutauschen, und man könne nun die erforderliche Fläche in das 
öffentliche Gut übernehmen. 
 
 
Der Bürgermeister stellt den 1. Antrag, folgende Vereinbarung zur Kenntnis zu nehmen:  
 

Vereinbarung vom 12.9.2006  zwischen Raiffeisenbank Attersee-Nord, Masseverwalter,  
    Marktgemeinde Seewalchen und Herrn Holzinger  betreffend Grundabtretungen bzw.     
      Grundtausch 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
Der Bürgermeister stellt den 2. Antrag, folgende Vereinbarung zur Kenntnis zu nehmen: 
 

Vereinbarung vom 12.9.2006  zwischen Raiffeisenbank Attersee-Nord, Masseverwalter und  
Marktgemeinde Seewalchen betreffend Grundabtretung für die geplante Straße sowie 
Kostenbeteiligung an den Herstellungskosten  

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Bürgermeister stellt den Zusatzantrag,  

den  vorliegenden Schenkungsvertrag zu beschließen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
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6.  Dienstpostenplan 

Änderung des Dienstpostenplanes 
 

 
Der Bürgermeister bringt den Sachverhalt zur Kenntnis und stellt den Antrag, aufgrund der 
einstimmigen Empfehlung des Personalbeirates und des Gemeindevorstandes den Dienst-
postenplan vom 28.11.2002 mit Wirkung 1.11.2006 folgend abzuändern: 
 
1. Aufwerten des Dienstpostens des VB.II Adolf Pachinger von p3 auf p2 
 
2. Aufwerten des Dienstpostens des VB.II Helmut Lingner  von GD 23 auf GD 21 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 

 
 
7.  Nachwahlen 

a) Prüfungsausschuss 
b) Personalbeirat 
c) Sozialausschuss 

 
Bgm.Mag.Reiter: 
Der Vorsitzende berichtet, dass durch den Mandatsverzicht des Ersatzmitgliedes Franz Moser ex 
lege auch der Verlust der Ausschussmandate eingetreten ist. Aus diesen Gründen sind Nachwahlen 
erforderlich. 
 
Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
 
Der Vorsitzende stellt daher den Antrag,  

dass sämtliche Wahlen der auf der heutigen Tagesordnung stehenden Punkte durch das 
Erheben der Hand erfolgen sollen. Abstimmungsberechtigt dabei ist der gesamte 
Gemeinderat. 

 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
Zu TOP. 7 a),  
liegt von der ÖVP-Fraktion ein gültiger Wahlvorschlag für das Ersatzmitglied des Prüfungs-
ausschusses, lautend auf  GR. Dr. Oskar Vogel vor. 
 
Abstimmungsberechtigt ist die ÖVP-Fraktion. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Zu TOP. 7 b), 
 
liegt von der ÖVP-Fraktion ein gültiger Wahlvorschlag für das Ersatzmitglied des Personalbeirates, 
lautend auf  GV Maria Ehrnleitner  vor. 
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Abstimmungsberechtigt ist die ÖVP-Fraktion. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Zu TOP. 7 c), 
 
liegt von der ÖVP-Fraktion ein gültiger Wahlvorschlag für das Ersatzmitglied des Sozialausschusses, 
lautend auf  Dr. Renate Geist-Krojer  vor. 
 
Abstimmungsberechtigt ist die ÖVP-Fraktion. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
8.  Grundverkauf 

Ansuchen von Birgit u. Thomas Manahl betreffend Erwerb einer Fläche von ca. 60 m² des 
Grundstückes Nr. 2369/1 (Sportplatz Rosenau) 

 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes das gegenständliche 
Ansuchen abzulehnen, da diese Fläche als Sport- bzw. Erholungsfläche von einer Nutzung 
frei gehalten werden soll. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 

 
 
 

9.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung Nr. 21 
Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 1/2004; - Änderung Nr. 5 
Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 2344/1, KG Seewalchen von Grünland 
„Wald“ auf Bauland „Betriebsbaugebiet“; Eigentümer: Holzindustrie Lenzing 
 

Bgm.Mag.Reiter: 
Im Jahr 1978 hat das damalige Sägewerk die Baubewilligung für die Errichtung eines 
Holzspänesilos erhalten. Im Flächenwidmungsplan der Marktgemeinde, der im Jahr 2004 in 
Kraft getreten ist, wurde diese Fläche irrtümlich als Wald eingetragen. In den derzeit gültigen 
Flächenwidmungsplan wurde dieser „Planungsfehler“ übernommen. Durch den Brand des 
Silos ist auch der baurechtliche Konsens erloschen. Auf Grund der Widmung als Wald kann 
derzeit keine Baubewilligung erteilt werden, die Richtigstellung auf Bauland 
„Betriebsbaugebiet“ soll erfolgen. 
 
Der Ortsplaner hat eine positive fachliche Stellungnahme abgegeben. Auch die 
Stellungnahmen der Überörtlichen Raumordnung und des Naturschutzes sind positiv. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag,   

aufgrund der positiven Stellungnahme des Ortsplaners 
die Änderung Nr. 21 zum Flächenwidmungsplan Nr. 1/2004 und die Änderung Nr. 5 
zum Örtlichen Entwicklungskonzept Nr. 1/2004 zu beschließen. 
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Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
10.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung 
Umwidmung des Grundstücks Nr. 2735/1, KG. Seewalchen, von Grünland „Land- u. 
Forstwirtschaft“ in „Wohngebiet oder Dorfgebiet“. Antrag von Frau Susanne Humenberger, 
Vöcklabruck  
 

BA-Obmann Schachl: 
Frau Susanne Humenberger, Vöcklabruck, hat für das Grundstück ihres Vaters, Herrn Max Hallwirth, 
Haidach, um die Umwidmung des Grundstückes von derzeit Grünland auf  Baulandwidmung  – 
Wohngebiet oder  Dorfgebiet ersucht. Sie beabsichtigt mit ihrem Gatten und den 2 Kindern in 
die Nähe ihres Vaters und ihrer 89 Jahre alten Großmutter zu siedeln.   
 
Das Grundstück liegt lt. Örtlichem Entwicklungskonzept außerhalb der Siedlungsgrenzen und ist  von 
Grünland umschlossen.  
 
Gem. § 2 Raumordnungsziele und Grundsätze des OÖ ROG 1994 würde es sich bei Genehmigung 
der Umwidmung hierbei um eine Zersiedelung handeln. Sollte das Grundstück umgewidmet werden 
müsste das Örtliche Entwicklungskonzept geändert werden, wobei dann der Nachweis eines 
öffentlichen Interesses an der Umwidmung beigebracht werden muss. 
 
Das  nördlich, nur wenige Meter entfernt gelegene Sternchengebäude (Wohngebäude im Grünland), 
drückt mit der Sternchenwidmung aus, dass dies kein Ansatz für eine weitere Bebauung mehr sein 
darf. 
 
Aus Sicht des Ortsplaners ist die beantragte Änderung des Flächenwidmungsplanes  im Bereich des 
Grst. 2735/1 abzulehnen.  

 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses dem Ansuchen um 
Umwidmung des Grundstückes Nr. 2735/1, KG. Seewalchen,  nicht stattzugeben. 
 

 
GR.Püringer findet es sicher sinnvoll,  dass man da kein Haus hinstelle, wo sich am Nebengrundstück 
auch eine Gasanlage befinde. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
11.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung - Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 1/2004 

Grundsatzbeschlussfassung 
Umwidmung einer Teilfäche des Grundstücks Nr. 2136/2, KG. Seewalchen, von Grünland 
„Land- u. Forstwirtschaft“ in Bauland „Wohngebiet“; Antrag von Herrn Lacher Gerhard, Linz 
 

BA-Obmann Schachl: 
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Herr Lacher Gerhard, Linz, hat bereits einmal einen Antrag auf Umwidmung des Grundstücks Nr. 
2136/2, KG. Seewalchen von Grünland in Bauland-Wohngebiet gestellt. Diesem Antrag wurde auf  
Grund der Stellungnahme des Ortsplaners nicht statt gegeben.   
Nunmehr wurde ein neuerlicher Antrag, der nur den nördlichen Teilbereich seines Grundstückes für 
eine Umwidmung vorsieht, gestellt (2.375² gegenüber ca. 7.500 m²).   
 
Anlässlich einer Begehung mit Hr. Mag. Reiter, Hr. DI. Mayr von der Raumordnung, Hr. DI. Matzinger 
von der Naturschutzabteilung u. Hr. Arch. Deinhammer, in Anwesenheit der Hr. Lacher jun. u. sen. 
wurde übereingekommen, dass eine Umwidmung samt Änderung des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes  denkbar erscheint. 
 
Aus fachlicher Sicht des Ortsplaners wird festgestellt, dass es sich bei einer Bebauung des 
Grundstückes um eine Abrundung des Siedlungskörpers handeln würde und bereits die technische 
und soziale Infrastruktur gegeben ist.  
 
Die Emissionen durch die Autobahn A1 sind auf die Einhaltung der Grenzwerte zu prüfen. 
 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  
 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses sowie aufgrund der 
fachlichen Stellungnahme des Ortsplaners die gegenständlichen Änderungen des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 und die Änderung zum Örtlichen Entwicklungskonzept 
Nr. 1/2004 zu beschließen, wobei mit Herrn Lacher  noch eine Übereinkunft betreffend der 
Kosten für die Aufschließung des Grundstückes (Kanal und Verkehrsflächen) zu treffen ist. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis (ohne GR.Husly) fest: 
 
Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 3  
   GRÜNE-Fraktion: 3  
 
Stimmenthaltungen 1 Stimmen GR Rudolf Stallinger 1  
 
 
 
12.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung 
Umwidmung von Teiflächen der Grundstücke Nr. 1299/1, 1300/1 u. 1300/2, KG. Litzlberg von 
Grünland in Bauland-Dorfgebiet. Antrag von Herrn Rainhard Jansch u. Daniela Dollberger, 4863 
Seewalchen 
 

BA-Obmann Schachl  
Dieser Tagesordnungspunkt wurde aufgrund der vor der Sitzung stattgefundenen Beratung der 
Fraktionsführer von der Tagesordnung abgesetzt. 
 
 
 
13.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung - Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 1/2004 

Änderungsantrag; Grundsatzbeschlussfassung 
Antrag auf Umwidmung der Grundstücke Nr. 915,  916 u. 917, KG. Litzlberg von Grünland in 
Bauland-Wohngebiet. Antrag von Herrn Martin Ebetsberger, Gerlham 14, 4863 Seewalchen 
 

GR.Ebetsberger erklärt sich zu diesem Tagesordnungspunkt befangen! 
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BA-Obmann Schachl:  
Mit Eingabe vom 19. März 2006 bzw. 21.8.2006 wurde die gegenständliche Änderung des 
Flächenwidmungsplans Nr. 4/2004 beantragt.  
 
Der Ortsplaner hat bereits mit Schreiben vom 22. August 2005 eine fachliche Stellungnahme 
abgegeben. Dabei wird festgehalten, dass bei Einhaltung der Forderungen der Wildbach- u. 
Lawinenverbauung (entsprechender Geländestreifen entlang des Baches als Grünzug von jeder 
Bebauung freizuhalten; ordnungsgemäße Entsorgung der Dach- u. Oberflächenwässer) die 
Bedenken hinsichtlich Gefahrenzone ausgeräumt sind, eine Widmungsänderung jedoch eine 
Verengung und Einschränkung der ökologischen Vorrangfläche Nr. 12 bedeuten würde. 
Diesbezüglich ist daher die Zustimmung der Abteilung Naturschutz erforderlich. Diesbezüglich wurde 
die Fläche mit dem Ortsplaner und mit DI Matzinger und DI Mayr von der Naturschutzabteilung bzw. 
der Raumordnungsabteilung des Landes begangen und dabei eine Widmungsänderung für möglich 
befunden. 
 
Aus ortsplanerischer, rein siedlungsmäßiger Sicht, ist eine Umwidmung denkbar, da es sich um eine 
Ergänzung der vorhandenen Siedlung handelt. Ein Streifen von 15 – 20 m zum Neißinger- bzw. 
Hainingerbach sei von jeglicher Bebauung freizuhalten, auch um den Hochwasserabflussraum zu 
erhalten. Für die Änderung des Flächenwidmungsplanes ist auch eine Änderung des OEK notwendig.  
 
Die Zustimmung von Frau Eypeltauer bezüglich des Wegerechtes liegt vor. Die Anbindung an die 
Abwasserbeseitigungsanlage ist laut Planer DI. Irrgeher möglich. Grundabtretungen in das öffentliche 
Gut sowie die Frage der Kostentragung für die Errichtung der Straßen und der Brücke sind noch zu 
klären. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 
 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses und der fachlichen 
Stellungnahme des Ortsplaners die gegenständliche Änderung des Flächenwidmungsplanes 
Nr. 4/2004 sowie die  Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 1/2004 zu 
beschließen. 
 
GR.Kaniak  betont, dass in diesem Bereich von Herrn Gebetsberger in Moos vor ca. 8 Jahren die 
selben Umwidmungsanträge gestellt worden seien, die man damals im Zuge des 
Entwicklungskonzeptes einheitlich abgelehnt habe. Habe sich da in der Landschaft oder nur in der 
Person etwas geändert? 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es zwar die selbe Ortschaft, aber ganz andere Flächen gewesen 
seien. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12  
   SPÖ-Fraktion: 12  
   GRÜNE-Fraktion: 3  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 3  
 
 
 
 
14.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung 

Endgültige Beschlussfassung 
Umwidmung eines Teiles des Grundstückes 262/2 sowie das Grundst. 262/4, KG. Litzlberg,  von 
Grünland in Bauland-Wohngebiet.  
Antrag von Herrn Gerhard und Herrn Johannes Ebetsberger-Neuhofer 
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GR.Ebetsberger erklärt sich zu diesem Tagesordnungspunkt befangen! 

 
BA-Obmann Schachl  
Mit Eingabe vom 8. August 2005 wurde die gegenständliche Flächenwidmungsplan Änderung 
beantragt. Es soll das Grundstück Nr. 262/4 sowie eine Teilfläche des Grundstücks Nr. 262/2, KG. 
Litzlberg von Grünland in Bauland-Wohngebiet umgewidmet werden.  
Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 27. Oktober 2005 eine fachliche Stellungnahme abgegeben.  
Die betroffenen Flächen liegen innerhalb der Siedlungsgrenzen des OEK. Die Vorgaben des OEK 
sind erfüllt. Die Umwidmung wird aus ortsplanerischer Sicht empfohlen. 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 01. Dezember 2005 den Grundsatzbeschluss gefasst, der 
Flächenwidmungsplan-Änderung zuzustimmen. 
Das Verfahren nach den Bestimmungen des Oö. Raumordnungsgesetzes wurde eingeleitet.  
Einwendungen sind nicht eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, die beantragten Umwidmungen 
eines Teiles des Grundstückes 262/2 sowie das Grundst. 262/4, KG. Litzlberg,  von Grünland 
in Bauland-Wohngebiet zu beschließen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
15.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004 – Änderung  

Endgültige Beschlussfassung 
Umwidmung eines Teiles des Grundstückes 262/1 sowie das Grundst. 262/5, KG. Litzlberg,  von 
Grünland in Bauland-Wohngebiet.  
Antrag von Herrn und Frau Dachs Friedrich und Maria, Buchberg 
 

GR. Hackl erklärt sich zu diesem Tagesordnungspunkt befangen! 
 

BA-Obmann Schachl  
Mit Eingabe vom 30. Mai 2006 wurde die gegenständliche Änderung des Flächenwidmungsplanes 
beantragt.  Ein gleichlautender Antrag wurde bereits mit Eingabe vom 4. Januar 2006 vorgelegt. 
Dieser Antrag wurde aufgrund der bestehenden Vereinbarung zw. Gemeinde und Antragsteller vom 
22.10.2002 zurückgewiesen. 
Der Ortsplaner Arch. DI Deinhammer hat mit fachlicher Stellungnahme vom 20. Januar 2006 die 
Umwidmung grundsätzlich empfohlen. Die Umwidmungsfläche liegt lt. OEK innerhalb der 
Siedlungsgrenzen. 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 06. Juli 2006 den Grundsatzbeschluss gefasst, der 
Flächenwidmungsplan-Änderung zuzustimmen. 
Das Verfahren nach den Bestimmungen des Oö. Raumordnungsgesetzes wurde eingeleitet.  
Einwendungen sind nicht eingelangt. 
 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, die beantragte Umwidmung des 
Grundstücks Nr. 262/5 sowie der Teilfläche „2“ aus Grundstück Nr. 262/1 (gem. 
Vermessungsurkunde des DI Karel vom 8.5.06, GZ. 11141), KG. Litzlberg von Grünland in 
Bauland-Wohngebiet zu beschließen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
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GR.Hackl nimmt seine Befangenheit für diesen Tagesordnungspunkt wahr und stimmt nicht mit. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
16.  Bebauungsplan Nr. 39 „Zentrum“ – Änderung  

Endgültige Beschlussfassung 
Änderung betreffend Bebaubarkeit im Bereich der Liegenschaft „Residenz Häupl“ 
Antrag von Herrn Arch. DI. Walter Höller, 4861 Schörfling 
 

BA-Obmann Schachl  
In der Gemeinderatssitzung am 1. Dezember 2005 wurde der Grundsatzbeschluss für die Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 39 „Zentrum“ im Bereich der Liegenschaft „Residenz Häupl“ für die 
geplante Errichtung eines Turmes und einer neuen Rezeption gefasst. 
 
Ergänzend zu diesen Planungen wurden mit Eingabe vom 9. Dezember 2005 Planentwürfe für die 
Errichtung eines Wintergartens bei der Residenz Häupl durch Hr. Arch. DI Höller vorgelegt. Auch für 
die geplante Errichtung des Wintergartens ist die Änderung des Bebauungsplanes erforderlich.  
 
Im Falle der Zustimmung durch die Gemeinde sollen die Bauvorhaben gemeinsam in einer 
Bebauungsplan-Änderung durchgeführt werden. 
 
Der Ortsplaner, Arch. Deinhammer hat mit Schreiben vom 17. Jan. 2006 eine fachliche 
Stellungnahme abgegeben. 
 
Aus fachlicher Sicht erscheint der Bereich Frühstücksraum im 2. UG, Foyer mit Rezeption im 1. UG 
und Terrasse sowie der Fitnessbereich mit verglaster Terrasse denkbar, wobei im letzteren Bereich 
empfohlen wird, dass 2. UG nicht als Vollgeschoss in Erscheinung treten zu lassen. Dadurch soll 
vermieden werden, dass dieser Bereich eine 3 Geschossigkeit erreicht. Der Turm soll in der Höhe 
reduziert werden und nach Möglichkeit die Gestaltung vereinfacht werden. 
 
Das Verfahren nach den Bestimmungen des Oö. Raumordnungsgesetzes wurde eingeleitet.  
Einwendungen sind nicht eingelangt,  jedoch wurden in der Stellungnahme der   Naturschutzabteilung 
des Landes Oberösterreich Auflagen für die Zustimmung zur Umwidmung formuliert. Diese wurden 
zum Teil bei der Abänderung eingearbeitet, zum Teil vom Ortsplaner in seinem Gutachten 
differenzierter beurteilt.   
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, und aufgrund der fachlichen 
Stellungnahme des Ortsplaners, der gegenständlichen Änderung des Bebauungsplanes Nr. 39 
„Zentrum“ zuzustimmen. 
 
GR.Huber H. hat sich die Einwände der Naturschutzabteilung durchgelesen und ein Großteil davon 
beziehe sich auf falsche Koten und er ersuche, die Einwände nochmals darauf zu prüfen wie weit das 
im Plan richtig gestellt sei, denn es könnte sein, dass sich diese Einwände in Luft auflösen. 
 
Der Bürgermeister meint, dass dies zwar schon in der Stellungnahme des Ortsplaners beantwortet 
worden sei, man nehme es aber in das Protokoll auf. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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17.  Bebauungsplan Nr. 39 „Zentrum“ – Änderung  

Endgültige Beschlussfassung 
Änderung betreffend Bebaubarkeit im Bereich der Liegenschaft „Breit“, Hauptstraße 
 

BA-Obmann Schachl: 
Mit Eingabe vom 10. Januar 2006 wurde die gegenständliche Änderung des Bebauungsplanes Nr. 39 
„Zentrum“ beantragt.  
Beim Objekt Hauptstraße 12 sollen Um- u. Zubauten durchgeführt werden. Im Objekt soll ein Café 
und eine Wohnung untergebracht werden. Zusätzlich ist geplant, eine Garage zu errichten, wobei auf 
dem Flachdach der Garage der Gastgarten für das Café situiert werden soll.  
 
Im Zusammenhang mit der geplanten Errichtung eines Caféhauses und Gastgarten auf dem 
Flachdach einer Garage wurde bereits im Jahr 2002 ein Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes 
gestellt. Der damalige Antrag wurde von der Aufsichtsbehörde nicht genehmigt.   
Dabei wurde die Zuordnung des Grundstücks Nr. 98/6 zum Bauplatz Nr. 5 - und damit die Möglichkeit 
vor dem Bauplatz Nr. 4 (Grundstück Nr. 93/4) in zweiter Reihe ein eigenes Hauptgebäude errichten 
zu können - kritisiert.   
 
Der Ortsplaner hat mit Schreiben vom 16. März 2006 eine fachliche Stellungnahme abgegeben.  
 
Aus Sicht der Ortsplanung ist eine nochmalige Einleitung des Änderungsverfahrens nicht zu 
empfehlen, da sich im vorliegenden Einreichplan vom 28.6.2002 nichts geändert hat und die 
Dachterrasse noch immer vorhanden ist. Sollten Veränderungen gegenüber dem ursprünglichen 
Antrag gegeben sein, so sind diese nicht aus den Plänen zu entnehmen.  
 
Auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses hat der Gemeinderat in seiner 
Sitzung am 30.3.2006 den Grundsatzbeschluss gefasst, der Änderung des Bebauungsplanes Nr. 39 
„Zentrum“ zuzustimmen. 
 
Das Verfahren nach den Bestimmungen des Oö. Raumordnungsgesetzes wurde eingeleitet.  
Von den von der Änderung betroffenen Nachbarn sind durchwegs negative Stellungnahmen 
abgegeben worden. Einzig die Wirtschaftskammer hat sich für die Änderung ausgesprochen. 
Seitens der Raumordnung des Landes Oberösterreich wurde auf den Bescheid, mit dem schon 
einmal die aufsichtsbehördliche Genehmigung versagt wurde hingewiesen, da sich die angestrebte 
Bebauungsplanänderung nicht wesentlich von der bereits schon einmal abgelehnten unterscheidet 
und somit die damaligen Versagungsgründen immer noch aufrecht sind. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, und aufgrund der 
Stellungnahme der Raumordnungsabteilung des Landes, dem Ersuchen um Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 39 „Zentrum“ – Änderung Nr. 3,  nicht stattzugeben. 

 
GV.Berger K. verleiht seiner Freude Ausdruck, dass man mit der Entscheidung richtig gelegen sei, 
dass man solche Einzelpunkte nicht herausgreifen sollte um irgend etwas in Seewalchen zu ändern. 
Er dürfe hier auch die Bitte offen formulieren, dass man das gemeinsam überdenken sollte, wie man 
die Hauptstraße beleben könne ohne dass man den Anrainern unüberbrückbare Probleme aufhalse. 
Weiters weise er darauf hin, dass man vereinbart habe, über die Verkehrssituation in der Hauptstraße 
noch einmal zu reden und es werde in diesem Zusammenhang ja hoffentlich bald ein Gespräch 
geben. Man solle bei solchen Bebauungsplanänderungen wirklich versuchen, gemeinsam Lösungen 
zu finden und nicht aus irgendwelchen Interessen, die ihm nicht zustehen zu beurteilen, versuchen 
Einzellösungen herauszupicken. Je konsensbereiter man hier im Vorfeld sei, umso leichter würde 
man  positive Veränderungen für Seewalchen zusammenbringen.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 12  
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   FPÖ-Fraktion:   
   GRÜNE-Fraktion: 3  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 3  
 
 
 
18.  Bebauungsplan Nr. 16 „Haining2“ – Änderung Nr. 13 

Endgültige Beschlussfassung 
Erstellung neuer Gestaltungsrichtlinien im Bereich des Bebauungsplangebietes 

 
BA-Obmann Schachl: 
In der Bauausschuss-Sitzung am 31. Januar 2006 wurden die Rahmenbedingungen für die 
Überarbeitung der Gestaltungsrichtlinien beim Bebauungsplan Nr. 16 „Haining2“ fest gelegt.  
 
Die im Zuge der Erstellung des Flächenwidmungsplan Nr. 1/2004 neue gewidmeten Baulandflächen 
werden in das Bebauungsplangebiet aufgenommen. Die Flächen, die als Baulandpotential lt. OEK 
liegen, können jedoch nicht aufgenommen werden. Diesbezüglich soll jedoch auf die zukünftige 
Erschließung Bedacht genommen werden.  
 
In der Zwischenzeit wurde gem. § 33 Abs. 1 Oö. ROG 1994 idgF. vier Wochen lang an der Amtstafel 
kundgemacht, dass beabsichtigt ist, den Bebauungsplan abzuändern.  
 
Das Verfahren nach den Bestimmungen des Oö. Raumordnungsgesetzes wurde eingeleitet.  
 
Von der Raumordnung des Landes wurden keine Bedenken angemeldet. 
 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, der Änderung Nr. 13 zum 
Bebauungsplan Nr. 16 „Haining 2“ zuzustimmen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
19.  Sondernutzungsvertrag 

Abschließen eines Sondernutzungsvertrages mit dem Land Oberösterreich betreffend die 
Sondernutzung  von Straßengrund für den Anschluss der Ortskernentlastungsstraße samt 
Abbiegespur (Neißinger Straße – Müller Markt) 
 

BA-Obmann Schachl: 
Um die Abbiegespur im Bereich Neißinger-Straße – Müller Markt errichten zu können ist es 
notwendig Straßengrund des Landes Oberösterreich, Landesstraßenverwaltung, in Anspruch zu 
nehmen ( L 176 Seewalchener Straße). 
Um den Grund benützen zu dürfen, ist es notwendig einen „Zustimmungsvertrag“, der die Benützung 
des Straßengrundes regelt, abzuschließen.  
Der Vertrag soll auf unbestimmte Zeit abgeschlossen werden. 
Für die Abgeltung von betrieblichen Erhaltungsaufwendungen ist an das Land Oberösterreich ein  
einmaliger Erhaltungskostenbeitrag in der Höhe  von € 12.881,25 ohne Mehrwertsteuer, zu leisten. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, den vorliegenden 
Zustimmungsvertrag mit dem Land Oberösterreich, betreffend die Nutzung von 
Straßengrund für die Errichtung der Zufahrt zum „Müller – Markt“ abzuschließen. 
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GR.Mag.Kaniak betont, dass die Gemeinde etwas nicht wolle, das Land aber sage die Gemeinde 
müsse und  die Gemeinde müsse auch bezahlen. Er würde da beim Land vehement vorsprechen. 
 
Der Bürgermeister findet die Erhaltungskostenbeiträge, die man schon im Betriebsbaugebiet bei den 
Abbiegespuren leisten musste, auch ärgerlich. Aber diese gehören seit einigen Jahren zu den 
Standardvorgaben des Landes. Der einmalige Beitrag soll im Wesentlichen eine Vorfinanzierung der 
laufenden Instandhaltung der Abbiegespuren sein, wie z.B. Neuasphaltierungen, Neumarkierungen 
usw. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  
   SPÖ-Fraktion: 12  
   FPÖ-Fraktion: 1 Ing. Hackl 
   GRÜNE-Fraktion: 3  
      
Gegen den Antrag 1 Stimmen FPÖ-Fraktion: 1 Mag. E. Kaniak 
 
Stimmenthaltungen 1 Stimmen FPÖ-Fraktion: 1 Liehmann Walter 
 
 
20.  Straßenbenennung 

Erlassen einer Verordnung mit der ein Straßenname für die neue Umfahrungsstraße, 
ausgehend von der  Neißiger Straße über das Areal „Müller“ – früher Kastinger, über die 
Steindorferstraße bis hin zum Müllnerweg, bestimmt  wird. 

 
BA-Obmann Schachl: 
Einerseits aus administrativen Gründen, andererseits um die Wichtigkeit der geplanten 
Umfahrungsstraße hervorzuheben, ist die Benennung der Verkehrsfläche notwendig.  
Die Verkehrsfläche soll sich beginnend von der Neißnge Strasse über das „Müller-Areal“ zur 
Steindorferstraße hin, von der Steindorferstraße unterbrochen, über das „Aigner-Areal“, entlang der 
Hatschekstraße, entlang der Autobahn, bis zur Einmündung in den Müllnerweg, erstrecken.  
 
Für die Straße wurde der Name „Anton-Bruckner-Straße“ vorgeschlagen. Anton Bruckner war ein 
bedeutender Komponist. Der Name würde die Wichtigkeit der Straße unterstreichen. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, beiliegende Verordnung zu 
beschließen. 
 

GR.Huber H. merkt an, dass er sich mit den Namen der Gemeindestraßen beschäftigt habe und von 
den 131 Straßen der Gemeinde tragen 30 Straßen Namen von männlichen Persönlichkeiten  und nur 
2 Straßen haben weibliche Namen, nämlich die Dorothea Jörger-Straße und die M.Theresia-Straße. 
Es möge geschichtlich bedingt sein, dass so wenig weibliche Straßennamen vorhanden seien aber im 
Sinne der Geschlechtergleichstellung möchte er den Abänderungsantrag der GRÜNEN stellen, die 
Straße „Marlen Haushofer Straße“ zu benennen. 
Er habe sich beim Institut für Frauen- und Geschlechterforschung an der Johannes Keppler 
Universität Linz erkundigt und Frau Marlen Haushofer sei eine bekannte Schriftstellerin  bzw. 
Kinderbuchautorin. 
 
GR.Kaniak erwähnt, man habe hier eine Straßenbenennung vorzunehmen von einer Straße, deren 
Planung  mindestens schon 12 Jahre zurückliege. Er erinnere wie oft über diese Umfahrungsstraße 
im Gemeinderat gesprochen und wie oft sie urgiert worden sei.  Hier sei nicht die Frage ob ein 
männlicher oder weiblicher Straßenname sondern entscheidend sei, dass sich die Straße überhaupt 
der Vollendung nähere. Herr Berger habe es bereits angeschnitten, wenn alles so lang dauere, werde 
man nicht konkurrenzfähig sein.  
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GV.Berger K. ergänzt zu Herrn Kaniak, man sei leider nicht so weit, dass man kurz vor der 
Vollendung dieser Umfahrungsstraße stehe, sondern man habe gerade den ersten Teilabschnitt 
davon geschafft und er hoffe, dass es der Detailabschnitt sei, der als Initialzündung dafür gelte, dass 
man mit Riesenschritten da hin komme, wo es einen parteiübergreifenden Konsens gebe und an der 
Namensgebung solle es diesbezüglich nicht scheitern. 
 
Der Bürgermeister betont, dass man mit der Straßenplanung genau dort sei, wo sich die 
Rahmenbedingungen als sehr günstig herausgestellt haben. Gott sei Dank sei man nun so weit, dass 
im nördlichen Bereich des Ortszentrums Privatinvestoren etwas tun, und dort müsse man sich mit den 
Planungen natürlich sofort einklinken, und er glaube, auch vom Verfahren her sei man relativ 
geschickt und schnell gewesen, was auch die Fa.Müller und die Raiba bestätigen. 
 
 
GR.Harald Huber stellt daraufhin den Gegenantrag, 

die neue Straße „Marlen Haushofer Straße“ zu benennen 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR Harald Huber gestellten Gegenantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 5 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Huber Franz, Ebetsberger Thomas 
   GRÜNE-Fraktion: 3  
      

Gegen den Antrag 21 Stimmen ÖVP-Fraktion: 7 
Vzbgm. Schachl, Gaisbichler, 
Emeder, Loidl, Wechselauer, Vogel, 
Mayrhofer 

   SPÖ-Fraktion: 11

Petkowitsch, K.Berger, Mayr, 
Stallinger, Berger U. Mayerhofer, 
Husly, Stockinger, Födinger, 
Kritzinger, Püringer 

   FPÖ-Fraktion: 3  
 

Stimmenthaltungen 5 Stimmen ÖVP-Fraktion: 4 Bgm. Reiter, Ehrnleitner, Roither, 
Dachs-Machatschek  

   SPÖ-Fraktion: 1 Aigner 
 
 
Daraufhin lässt der Vorsitzende über den von Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl 
gestellten Hauptantrag abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
 
 

Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 11

Bgm. Reiter, Vzbgm. Schachl, 
Ehrnleitern, Gaisbichler, Emeder, 
Loidl, Roither, Wechselauer, Vogel 
O.,Dachs-Machatschek, Mayrhofer 

   SPÖ-Fraktion: 12  
   FPÖ-Fraktion: 3  
      
Gegen den Antrag 5 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Huber Franz, Ebetsberger T. 
   GRÜNE-Fraktion: 3  
 
 
 
21.  Straßenbenennung 

Erlassen einer Verordnung mit der ein Straßenname für die neu zu errichtende Straße für die 
geplanten IPB-Wohnbebauung auf dem ehemaligen Gelände der Fa. Aigner bestimmt wird. 
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BA-Obmann Schachl  
Aus Gründen der besseren Auffindbarkeit der geplanten Häuser auf dem „Aigner-Areal“ ist es 
notwendig, die noch zu errichtende Straße mit einem Straßennahmen zu bezeichnen.  
 
Für die Straße wurde der Name „Aignerstraße“ vorgeschlagen. Der Bezug zur ehemaligen Fabrik 
und der damit verbundenen Nutzung soll damit, auch für später, dokumentiert  werden. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, beiliegende Verordnung zu 
beschließen 

 
GR.Vogel W. betont, dass sich mehrere Leute und auch er, an dem Namen Aigner stoßen. Dieser 
habe noch ein laufendes Insolvenzverfahren. Er habe sich gedacht, ob man nicht einen anderen 
Vorschlag  bringen könnte. Michael Heltau sei in Seewalchen in die Volksschule gegangen und habe 
in Seewalchen sein Bühnendebüt gegeben. Es waren Seewalchner Bürger, die das Talent erkannt 
und gefördert haben und auch die mageren Anfangsjahre des Schauspielers in Wien durchzustehen 
geholfen haben. Michael Heltau vergisst auch nie auf diesen Bezug zu Seewalchen Stellung zu 
nehmen und er stehe dazu, dass er eigentlich in Seewalchen seine Karriere begonnen habe. 
 
GR.Wolfgang Vogel stellt daraufhin den Gegenantrag, 

die neue Straße „Michael Heltau Straße“ zu benennen. 
 
GV.Berger K. betont, dass die SPÖ in der Bauausschuss-Sitzung dem Vorschlag „Aigner-Straße“ 
zugestimmt habe und in der Fraktion habe es dann Diskussionen gegeben und es sei auch Unmut 
über die Aigner-Straße aufgetaucht. Man sage dem Herrn Aigner ein nicht immer sehr faires 
Verhältnis zu seinen Arbeitern nach. Aus diesem Grund sei die SPÖ nicht wirklich glücklich damit und 
er habe Herrn Bürgermeister hierüber auch informiert. Der Gegenantrag gefalle ihm persönlich sehr 
gut und er werde, obwohl er im Bauausschuss für „Aigner-Straße“ gewesen sei, dem Gegenantrag 
zustimmen. 
 
GR.Liehmann betont, auch für Michael Heltau zu sein und ersuche, sollte es bei der Abstimmung in 
Richtung Aigner-Straße gehen, Michael Heltau zumindest an die erste Reihe zu stellen, wenn dieses 
Problem in Seewalchen noch einmal auftauche. 
 
GR.Hackl kann dem Gegenvorschlag nichts abgewinnen, egal ob Herr Aigner sen. zu seinen 
Arbeitern immer gut oder nicht so gut gewesen sei. Die Firma Aigner habe jahrzehnte lang das 
Wirtschaftsgeschehen in Seewalchen positiv mitgeprägt. Man habe die Firma leider verloren, aber 
nachdem es das Aigner-Areal sei, sollte man auch bei „Aigner-Straße“ bleiben. 
 
GR.Kaniak möchte in diesem Sinne an die Gemeinderäte appellieren und betont, dass Herr Aigner 
sen. seitens der Gemeinde als verdienter Mitbürger ausgezeichnet worden sei  und für ihn war Herr 
Aigner ein Vorbild. 
 
GV.Gaisbichler betont, dass das Areal sicher Aignerareal heiße, aber er könne auch dem Namen 
Michael Heltau etwas abgewinnen. Er finde es jedoch schade, dass dies erst jetzt diskutiert werde 
und nicht im Bauausschuss, der das richtige Gremium gewesen wäre. Herrn Heltau sollte man nicht 
vergessen und wenn demnächst eine Straßenbezeichnung zur Diskussion stehe, würde es ihn 
freuen, wenn man sie nach ihm bezeichnen könnte. 
 
GR.Huber H. erwähnt, dass es durchaus zulässig sei, wenn man sich Gedanken mache und 
zwischen der Bauausschuss-Sitzung und der Gemeinderatssitzung zu anderen Erkenntnissen 
komme Daher sei es durchaus zulässig, dies im Gemeinderat vorzubringen und zu diskutieren. 
 
Der Bürgermeister betont, man sei bisher bei den Straßenbezeichnungen in den letzten Monaten und 
Jahren immer zwei Wege gegangen, nämlich Vorschläge der Chronisten und der betroffenen 
Bevölkerung eingeholt, und man sei damit immer gut gefahren. Der Vorschlag Aigner-Straße sei vom 
Chronisten Rauchenzauner gekommen.  
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Der Bürgermeister lässt über den von GR Wolfgang Vogel gestellten Gegenantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 12 Stimmen SPÖ-Fraktion: 9 
K.Berger, Mayr, Stallinger, Berger 
U.,Mayrhofer, Husly, Stockinger, 
Kritzinger, Aigner 

   GRÜNE-Fraktion: 3  
      

Gegen den Antrag 12 Stimmen ÖVP-Fraktion: 6 
Vzbgm. Schachl, Gaisbichler, 
Emeder, Loidl,  Dachs-Machatschek, 
Mayrhofer 

   SPÖ-Fraktion: 3 Födinger, Püringer, Petkowitsch 
   FPÖ-Fraktion: 3  
 

Stimmenthaltungen 7 Stimmen ÖVP-Fraktion: 7 
Bgm. Reiter, Ehrnleitner, Roither, 
Huber F, Wechselauer, Ebetsberger, 
Vogel O. 

 
 
Daraufhin lässt der Vorsitzende über den von Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl 
gestellten Hauptantrag abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
 

Für den Antrag: 16 Stimmen ÖVP-Fraktion: 11

Bgm. Reiter, Vbgm. Schachl, 
Ehrnleitner, Gaisbichler, Emeder, 
Loidl, Roither, Ebetsberger, Vogel O., 
Dachs-Machatschek, Mayrhofer 

   SPÖ-Fraktion: 2 Püringer, Petkowitsch 
   FPÖ-Fraktion: 3  
      

Gegen den Antrag 11 Stimmen SPÖ-Fraktion: 8 Mayr, Stallinger, Berger U.,Mayrhofer, 
Husly, Stockinger, Kritzinger, Aigner 

   GRÜNE-Fraktion: 3  
      
 
Stimmenthaltungen 4 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Huber F., Wechselauer 
   SPÖ-Fraktion: 2 Berger K., Födinger 
 
 
 
22.  Straßenrechtliche Verordnung 

Beratung über das Erlassen einer Verordnung über die Widmung einer Straße für den 
Gemeingebrauch und ihre Einreihung in die Straßengattung „Gemeindestraße“ 
(Umfahrungsstraße Seewalchen – von der Neißinger Straße über das ehemalige Kastingerareal 
bis zur Einmündung in den Müllnerweg). 

 
BA-Obmann Schachl  
Die Erlassung einer Verordnung mit der die Widmung und deren Einreihung in eine Kategorie einer 
bestimmt wird ist von Gesetztes wegen erforderlich. Es ist die Basis dafür, dass eine Straße als 
„Straße“ geführt werden kann. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, beiliegende Verordnung, mit 
der die „Anton-Bruckner-Straße“ für den Gemeingebrauch gewidmet und als „Gemeinde-
straße“ eingereiht wird, zu beschließen. 
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Es erfolgt keine Wortemeldung. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
Für die Tagesordnungspunkte 23, 24, 25 und 26 erklärt sich der Bürgermeister befangen und 
übergibt den Vorsitz an Vzbgm. Johann Schachl. 
 
 
 
23.  Bauplatzbewilligung 

Berufung von Josef Gebetsberger gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 6.4.2006,  
Zl.: 031-6/2006-Sch (Bauplatzbewilligung für das Grst. Nr. 1080/14, KG Litzlberg) 

 
Vizebgm.Schachl: 
Mit Bescheid vom 6.4.2006 wurde die Bauplatzbewilligung mit bestimmten Auflagen erteilt. Gegen 
diesen Bescheid wurde die Berufung eingebracht. Mit Schreiben vom 20.7.2006 wurden ergänzende 
Planunterlagen angefordert, die mittlerweile eingelangt sind. 
 
Vizebgm.Schachl stellt als Vorsitzender den 1. Antrag, 
 

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 6.4.2006 
2. Gegenständliche Berufung 12.4.2006 

 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
In weiterer Folge ersucht er den Schriftführer um Verlesung des Bescheidmusters. 
 
Vizebgm.Schachl stellt als Vorsitzender den 2. Antrag, 

der gegenständlichen Berufung teilweise statt zu geben und den beiliegenden Bescheid zu 
erlassen. 

 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
24.  Aufschließungsbeitrag 

Neuerliche Entscheidung über die Berufung von Herrn Werner und Frau Ingrid Hemetsberger 
vom 27.11.2005 betreffend Vorschreibung eines Aufschließungsbeitrages für Kanal und 
Verkehrsflläche für das Grundstück 2058/8 KG Seewalchen auf Grund der 
Vorstellungsentscheidung des Amtes der Oö. Landesregierung vom 10.08.2006 

 
Vizebgm.Schachl 
Mit Bescheiden des Bürgermeisters vom 24. November 2005 wurde ein Aufschließungsbeitrag für 
Kanalisation und Verkehrfläche für das Grundstück 2058/8 KG Seewalchen, vorgeschrieben. Die 
dagegen eingebrachte Berufung wurde vom Gemeinderat in seiner Sitzung am 9.2.2006 abgewiesen.  
Der dagegen eingebrachten Vorstellung wurde mit Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung 
10.8.2006 Folge gegeben und die Bescheide des Gemeinderates vom 10.2.2006 aufgehoben und zur 
neuerlichen Entscheidung an den Gemeinderat verwiesen.  
Lt. Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung vom 10.08.2006 ist bei der Vorschreibung des 
Aufschließungsbeitrages für das  Grundstück 2058/8 KG Seewalchen bereits eine Verjährung 
eingetreten und die Marktgemeinde Seewalchen hat keine rechtliche Möglichkeit mehr Herrn und 
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Frau Hemetsberger einen Aufschließungsbeitrag für das Grundstück 2058/8 KG Seewalchen 
vorzuschreiben. 
 
Vizebgm.Schachl stellt als Vorsitzender den 1. Antrag, 
 

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfte Bescheide vom 15.11.2005 
2. Gegenständliche Berufung vom 27.11.2005 
3. Vorstellungsentscheidung vom 10.8.2006 

 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
In weiterer Folge ersucht er den Schriftführer um Verlesung des Bescheidmusters. 
 
 
Vizebgm.Schachl stellt als Vorsitzender den 2. Antrag, 

der gegenständlichen Berufung statt zu geben und beiliegenden Bescheid zu erlassen. 
 
 
GR.Kaniak betont, dass es hier praktisch um eine Verjährung gegangen sei, sei dem Amt da bekannt, 
wie viele andere ähnlich gelagerte Fälle es im Gemeindegebiet gebe. Habe man da einen Überblick 
oder könne dieser Fall öfter eintreten. 
 
Vizebgm.Schachl antwortet, dass keine bekannt seien und grundsätzlich sei es nicht verjährt weil 
man so lange gebraucht habe, sondern ursprünglich an die Frau Thomasberger der Bescheid 
ergangen sei, die berufen habe und zwischenzeitlich übergeben habe. 
 
GR.Kaniak meint, es gebe also keine ähnlich gelagerten Fälle, bei denen die Gemeinde nicht 
rechtzeitig Maßnahmen getroffen habe, so dass dadurch ein Verlust für die Gemeinde entstanden sei. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fes 
 
 
 
25.  Verkehrsflächenbeitrag 

Neuerliche Entscheidung über die Berufung von Herrn Karl Gerd Preinerstofer vertreten durch 
die Schwartz und Huber - Medek Rechtsanwälte OEG vom 27.2.2006 betreffend Vorschreibung 
eines Verkehrsflächenbeitrages für das Grundstück 18/18 KG Seewalchen auf Grund der 
Vorstellungsentscheidung des Amtes der Oö. Landesregierung vom 11.08.2006 

 
Zu diesem Tagesordnungspunkt erklärt sich EM. Mayr befangen. 
 
Vizebgm.Schachl 
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 24.1. 2005 wurde ein Verkehrsflächenbeitrag für das 
Grundstück 18/18 KG Seewalchen, Reichersberg 19, vorgeschrieben. Die dagegen eingebrachte 
Berufung wurde vom Gemeinderat in seiner Sitzung am 11.5.2006 abgewiesen.  
Der dagegen eingebrachten Vorstellung wurde mit Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung 
11.8.2006 Folge gegeben und der Bescheid des Gemeinderates vom 12.5.2006 aufgehoben und zur 
neuerlichen Entscheidung an den Gemeinderat verwiesen.  
Lt. Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung vom 11.08.2006 hätte bei der Vorschreibung des 
Verkehrsflächenbeitrages der Indexwert des erstinstanzlichen Bescheides des Bürgermeisters 
(Jänner 2006) zur Berechnung der Vorleistungen herangezogen werden müssen. Es wurde seitens 
des Amtes der Indexwert des Monates der Asphaltierung herangezogen. Auf Grund der neuen 
Berechnung der Vorleistung erhöht sich diese um € 1,20. Dies wurde Hrn. Preinerstorfer mit 
Schreiben vom 12.9.2006 mitgeteilt. 
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Vizebgm.Schachl stellt als Vorsitzender den 1. Antrag, 
 
auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 

1. Bekämpfter Bescheid vom 24.1.2006 
         2.  Gegenständliche Berufung vom 27.2.2006 

3. Vorstellungsentscheidung vom 11.8.2006 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
In weiterer Folge ersucht er den Schriftführer um Verlesung des Bescheidmusters. 
 
Vizebgm.Schachl stellt als Vorsitzender den 2. Antrag 

der gegenständlichen Berufung statt zu geben und beiliegenden Bescheid zu erlassen. 
 
GR.Hackl  betont, man habe gerade ein Musterbeispiel der Pervertierung unseres von ihm sehr 
geschätzten Rechtssystems erlebt.  Er meine, dass für diesen Punkt das Sprichwort „Man streite um 
des Kaisers Bart“ zutreffe. Er bitte, nachdem so viele Steuereuros in diese Sache geflossen seien, 
dass man da bei uns im Amt eine Kostenschätzung mache, was dieser Akt bereits gekostet habe. 
Man solle darüber in der nächsten Gemeinderatssitzung berichten, welcher Gegenwert dem „Euro 
1,20“ an Aufwänden vom Amt gegenüberstehe. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
26.  Kanalanschlussgebühr 

Neuerliche Entscheidung über die Berufung von Herrn Koller Wolfgang vom 28.11.2005 
betreffend Vorschreibung einer Kanalanschlussgebühr für die Liegenschaft Seewaldstraße 11 
Grundstück 1332/2 KG Litzlblerg auf Grund der Vorstellungsentscheidung des Amtes der Oö. 
Landesregierung vom 7.8.2006 

 
Vizebgm.Schachl 
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 24. Oktober 2005 wurde die Kanalanschlussgebühr für das 
Grundstück 1332/2 KG Litzlberg, Seewaldstraße 11, vorgeschrieben. Die dagegen eingebrachte 
Berufung wurde vom Gemeinderat in seiner Sitzung am 9.2.2006 abgewiesen.  
Der dagegen eingebrachten Vorstellung wurde mit Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung 
7.8.2006 teilweise Folge gegeben und der Bescheid des Gemeinderates vom 10.2.2006 aufgehoben 
und zur neuerlichen Entscheidung an den Gemeinderat verwiesen.  
Lt. Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung vom 07.08.2006 dürfen lt. ÖNORM B 1800 keine 
Lufträume, Galerien und Stiegenhäuser (welche in den Dachboden führen), in die 
Kanalanschlussgebühr miteinbezogen werden. Aus diesem Grund wurde die Kanalschlussgebühr 
neu berechnet und Hrn. Koller mit Schreiben vom 12.9.2006 mitgeteilt. 
 
Vizebgm.Schachl stellt als Vorsitzender den 1. Antrag, 
auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
 
1. Bekämpfter Bescheid vom 24.10.2005 
2. Gegenständliche Berufung vom 28.11.2005 
3. Vorstellungsentscheidung vom 7.8.2006 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
In weiterer Folge ersucht er den Schriftführer um Verlesung des Bescheidmusters 
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Vizebgm.Schachl stellt als Vorsitzender den 2. Antrag, 

der gegenständlichen Berufung statt zu geben und beiliegenden Bescheid zu erlassen. 
 
Es erfolgt keine Wortmeldung. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
27.  Baurecht – Berufungsentscheidung – DGA 1 
 
Entscheidung über die Berufung der Firma Erwin und Reinhard Müller GbR ,  
gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 14. September 2006 über die 
Erteilung der Baubewilligung zur Errichtung eines Nahversorgungsmarktes  
(BILLA-Markt) auf dem Grundstück Nr. 1824/2, KG Seewalchen 
 
Für diesen mittels Dringlichkeitsantrag auf die heutige Tagesordnung kommende Berufungs-
entscheidung  erklärt sich der Bürgermeister ebenfalls befangen und übergibt den Vorsitz an 
Vzbgm. Johann Schachl. 
 
Die Firma Erwin und Reinhard Müller, Deutschland, 89081 Ulm-Jungingen, Albstraße 92 hat 
gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 14. September 2006 über die Erteilung der 
Baubewilligung zur Errichtung eines Nahversorgungsmarktes (BILLA-Markt) auf dem  
Grundstück Nr. 1824/2, KG Seewalchen innerhalb offener Frist Berufung eingelegt (siehe 
Berufungsschriftsatz der Rechtsanwälte Dr. Widukind W.Nordmeyer, Dr. Thomas Kitzberger 
im Akt. 
 
Vizebgm.Schachl stellt als Vorsitzender den 1. Antrag, 
auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
 
1. Bekämpfter Bescheid des Bürgermeisters vom 14.9.2006 
2. Gegenständliche Berufung vom 24.8.2006 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
In weiterer Folge ersucht er den Schriftführer um Verlesung des Bescheidmusters 
 
Vizebgm.Schachl stellt als Vorsitzender den 2. Antrag, 

die gegenständliche Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 14. September 
2006, Az.: 131-9-54/2006-AL/Li   abzuweisen bzw. als unzulässig zurückzuweisen und den 
beiliegenden Bescheid zu erlassen. 

 
GV.Berger K. betont, es sei eine Selbstverständlichkeit, diesem Antrag zuzustimmen. Er möchte 
jedoch dazu sagen, dass er es absolut unverständlich finde, dass man auf der einen Seite froh sei, 
dass es einen Investor gebe und dieser Investor seine Rechtsstreitigkeiten in der Miete von seinem 
alten Objekt versucht jetzt auf Kosten der Gemeinde auszutragen. Solche Wege seien nicht zulässig 
und sollte man sich auch nicht gefallen lassen. Er ersuche daher das Amt, alle möglichen Schritte zu 
unternehmen, worüber er auch in einigen persönlichen Gesprächen mit dem Herrn Bürgermeister 
gesprochen habe, wirklich zu überlegen was man tun könne, dass zumindest der alte Billa einmal 
abgebrochen werde. Er sehe hier ein gewisses Gefahrenpotential. Er sehe hier auch eine 
Verschandelung des schönen Areals und er verstehe auch die Firma Müller nicht, dass sie den 
Rechtsstreit nicht auf eine andere Ebene verlagere, weil er glaube, dass man hier einen Zustand 
erreiche, der für die Gemeinde untragbar sei. Er hoffe, dass keine Bauaufschiebung mehr zustande 
komme für den Rechtsbaubescheid der Firma Billa, damit man so schnell wie möglich, wieder einen 
Nahversorger bekomme. Es könne doch nicht sein, weil es aus irgendwelchen Miethöhen keine 
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Vereinbarung zwischen zwei Firmen gebe, dass man sich dadurch in der Entwicklung blockieren 
lasse. Er ersuche noch einmal das Amt, zu überprüfen ob man nicht doch irgend welche 
Möglichkeiten finde, hier auf die Firma Müller entsprechend einwirken zu können. 
 
Vizebgm.Schachl gibt Herrn Berger vollkommen Recht, dass es ein Trauerspiel sei, dass hier ein 
Hickhack zwischen zwei Firmen auf Kosten der Gemeinde bzw. der Gemeindebürger ausgetragen 
werde. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
28.  Allfälliges 
 
 
a) GV.Berger K. betont, dass der Umweltausschuss in seiner letzten Sitzung übereingekommen sei, 

die Öffnungszeiten des Altstoffsammelzentrums zu verändern. Er hätte gerne gewusst ob man 
schon eine Antwort des Bezirksabfallverbandes habe. Der Bürgermeister antwortet, dass er bereits 
am Tag nach der UWA-Sitzung mit Herrn Geschäftsführer Ing.Voglhuber Kontakt aufgenommen 
habe und er nehme an, dass es im Vorstand des Bezirksabfallverbandes besprochen werde. Es sei 
die Aussage gekommen, dass über die Thematik schon einmal in einer Verbandsversammlung 
diskutiert worden sei. Er persönlich finde es als sehr sinnvoll und man solle darauf beharren. 
GV.Berger betont, dass man das auch schriftlich so schnell wie möglich dokumentieren sollte. 

 
b) GR.Aigner betont, dass man bisher von der Anton Payr-Straße direkt auf den Gehweg von der 

Brucknerstraße gehen konnte. Nun sei das abgeböscht und Rasen sei angepflanzt worden. Die 
Leute gehen aber trotzdem und zertreten alles. Könne man da nicht einen Aufgang mit Schotter 
machen? Der Bürgermeister antwortet, dass es eigentlich mit der Firma Lang & Menhofer 
ausgemacht sei, dass dies begehbar gemacht werde. 

 
c) GR.Dr.Vogel ladet zu einer Veranstaltung der Bücherei Seewalchen ein, welche am 20. Oktober in   
    der Musikschule Seewalchen stattfindet. 
 
d) GR.Hackl betont, dass EM. Hemetsberger bei der letzten GR-Sitzung gefragt habe, was mit den 

Abbiegespuren im Industriezentrum sei, speziell bei der Firma Krüb. Er lese, dass es fertiggestellt 
sei und er habe es sich angesehen, aber er gebe gern ein Foto zum Akt, denn er meine, dass es 
ein Pfusch sei. Er glaube dass dies sehr gefährlich werden könne und verstehe nicht, wie die 
Straßenverwaltung so einen Pfusch machen könne. Er bitte auch den Bauausschussobmann, sich 
das anzusehen und entsprechende Schritte einzuleiten. 

 
e) GV.Berger erklärt im Bereich Einfahrt zum Müller gebe es eine behinderte Dame mit Rollstuhl, die 

über den Gehsteig nicht mehr herunterfahren könne, da müsse man den Gehsteig geringfügig 
ändern um die Stufe für den Rollstuhl überwindbar zu machen. 

 
f) GV.Berger K. war am Wahlsonntag in der Hauptstraße Mittagessen und habe den Holzverbau beim 

Häupl gesehen und frage ob das ein Provisorium sei, denn optisch sei das keine schöne Lösung. 
 
g) GR.Berger U. ladet im Namen der Bühne Seewalchen zum Kindertheater ein. 
 
 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20.55  Uhr.  
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        Der Schriftführer:                            Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   
       (AL-Stv.Manfred Binder)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                  Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................          ........................................................ 
   (GV.Gerald Mayrhofer)                           (GV.Stefan Gaisbichler) 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                  Für die GRÜNE-Fraktion:        
   

 
........................................................          ........................................................       

(GR.Ing.Heinz Hackl)                          (GR. Wolfgang Vogel)          
   

 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 30.11.2006 keine Einwendungen erhoben wurden.  
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 


	Fragestunde - keine Wortmeldung
	Herr Lacher Gerhard, Linz, hat bereits einmal einen Antrag auf Umwidmung des Grundstücks Nr. 2136/2, KG. Seewalchen von Grünland in Bauland-Wohngebiet gestellt. Diesem Antrag wurde auf  Grund der Stellungnahme des Ortsplaners nicht statt gegeben.  

